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IM  NAMEN DER REPUBLIK
gekürzte Ausfertigung

gemäß § 29 Abs. 5 iVm § 50 Abs. 2 VwGVG
BGBl. I Nr. 33/2013 idF BGBl. I Nr. 24/2017

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch den Richter Dr. Fegerl über die
Beschwerde der Frau A. B. gegen den Bescheid des Magistrates der Stadt Wien,
Magistratsabteilung 40, Soziales, Sozial- u. Gesundheitsrecht, …, Sozialzentrum
C., vom 11.03.2020, Zl. …, betreffend Wiener Mindestsicherungsgesetz (WMG),
nach Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung am 11.09.2020,
zu Recht  e r k a n n t:

I. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird der angefochtene Bescheid ersatzlos

aufgehoben.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulässig.

Entscheidungsgründe:

Mit dem angefochtenen Bescheid der belangten Behröde vom 11.3.2020 wurde
der Antrag der Beschwerdeführerin (BF) vom 17.12.2019 auf Zuerkennung einer
Leistung zur Dekcung des Lebensunterhalts und Wohnbedarfs (Grundbetrag zur
Deckung des Wohnbedarfs und Mietbeihilfe) gemäß § 5 Abs. 1 und 2 WMG
abgewiesen.

Dagegen  richtet sich die vorliegende, rechtzeitig eingebrachte Beschwerde.
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Das Verwaltungsgericht Wien führte am 11.9.2020 eine öffentliche mündliche
Verhandlung durch (zu der auch ein Dolmetscher für die BF geladen wurde). Die
BF ist nicht zur Verhandlung erschienen. Das Erkenntnis wurde am 11.9.2020
mündlich verkündet.

Seitens der BF wurde am 17.12.2019 ein Ansuchen um Förderung als Hilfe in

besonderen Lebenslagen gemäß §§ 39 und 40 WMG eingebracht. Ein Antrag vom

17.12.2019 auf Zuerkennung einer Leistung zur Deckung des Lebensunterhalts

und Wohnbedarfs, der von der belangten Behörde mit dem angefochtenen

Bescheid gemäß § 5 Abs. 1 und 2 WMG abgewiesen wurde, ist nach dem

Akteninhalt von der BF nicht gestellt worden. Über ein Ansuchen auf Förderung

im Sinne der §§ 39 und 40 WMG wäre im Übrigen nicht mit hoheitlichem

Bescheid zu entscheiden, weil es sich bei der Förderung um eine Leistung im

Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung handelt, auf die kein Rechtsanspruch

besteht.

Da mit dem angefochtenen Bescheid also über einen gar nicht gestellten Antrag

abgesprochen wurde, war der Bescheid spruchgemäß aufzuheben.

H i n w e i s e

Wird auf die Revision an den Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof von den Parteien verzichtet oder nicht binnen zwei
Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung der Niederschrift gemäß § 29 Abs. 2a
VwGVG eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 4 von mindestens
einem der hiezu Berechtigten beantragt, so kann gemäß § 29 Abs. 5 VwGVG das
Erkenntnis in gekürzter Form ausgefertigt werden.

Von keiner zur Revision beim Verwaltungsgerichtshof und zur Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof legitimierten Partei wurde binnen zwei Wochen nach
Ausfolgung bzw. Zustellung der Niederschrift über die Verhandlung, in der das
Erkenntnis verkündet wurde, eine Ausfertigung  gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG
verlangt.

Eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof oder eine Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof ist nicht mehr zulässig.

Dr. Fegerl
(Richter)


